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Die 10. vollständig neu bearbeitete und neu strukturierte 
Auflage des bewährten Standardwerks „AnwaltKommentar
RVG“ verschafft Ihnen den Durchblick im anwaltlichen 
Gebührenrecht. Sie gibt fundierte Antworten auf sämt-
liche gebührenrechtlichen Fragestellungen und bietet 
alles, was Sie für die optimale Abrechnung benötigen.

Die Neuauflage berücksichtigt selbstverständlich die 
neuen Gebührenbeträge und Tabellen nach dem 
Kosten- und Betreuervergütungsrechtsänderungs-
gesetz 2025 – KostBRÄG 2025 und die weiteren 
Änderungen, u.a. durch das Verbandsklagenrichtlinien-
umsetzungsgesetz – VRUG, das Gesetz zur weiteren 
Digitalisierung der Justiz, Zweites Gesetz zur Reform des 
Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetzes sowie das 
Postrechtsmodernisierungsgesetz – PostModG, das 
Cannabisgesetz wie auch das Gesetz zur Förderung 
verbrauchergerechter Angebote im Rechtsdienstleistungs-
markt und bringt das Werk auf den aktuellen Stand der 
Rechtsprechung und Literatur. 

Der AnwaltKommentar zeigt Ihnen praxisgerecht und 
ohne lange theoretische Ausführungen, wie Sie 
optimal Ihre Gebühren abrechnen. Und für den Fall, dass 
Ihre Gebührenabrechnung nicht anerkannt wird, liefert 
Ihnen der Kommentar die richtige Argumentationsbasis, 
den jeweiligen Gebührenanfall zu erläutern und Kürzungen 
insbesondere von Rechtsschutzversicherungen zu 
vermeiden.
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Einleitung

Anlass der Neuauflage ist das zum 1.6.2025 in Kraft getretene Gesetz zur Neuregelung
der Vormünder- und Betreuervergütung und zur Entlastung von Betreuungsgerichten
und Betreuern sowie zur Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes und des Justiz-
kostenrechts (Kosten- und Betreuervergütungsrechtsänderungsgesetz 2025 – KostBRÄG
2025).1

Mit dem KostBRÄG 2025 sind zum einen sämtliche Beträge der Wertgebühren für den
Wahlanwalt in § 13 Abs. 1 RVG um ca. 6 % angehoben worden. Für den beigeordneten
und bestellten Anwalt liegt das Erhöhungsvolumen (Tabelle des § 49 RVG) mit ca. 12 %
sogar noch höher. Für letzteren sind zudem noch weitere drei Gebührenstufen eingefügt
worden, so dass die Tabelle des § 49 RVG jetzt bis zur Gebührenstufe von „über
80.000 €“ reicht, was einer Gebührenstufe für den Wahlanwalt „bis 95.000 €“ entspricht.
Die jeweiligen neuen Tabellen (für den Wahlanwalt bis zum Wert von 3.500.000 €)
finden sich in den Kapiteln 3 und 4 dieser Auflage.

Gleichfalls sind die wertunabhängigen Betragsgebühren um ca. 9 % angehoben worden,
ebenso die Anrechnungsgrenzen bei der sozialrechtlichen Geschäftsgebühr.

Die geringere Erhöhung bei den Wertgebühren begründet der Gesetzgeber damit, dass
sich in der Zwischenzeit aufgrund der allgemeinen Preisentwicklungen auch die Gegen-
standswerte entsprechend erhöht hätten. Daher sei hier – im Gegensatz zu den Betragsge-
bühren – nur eine geringere Anhebung erforderlich.

Erweitert worden ist zudem § 15a Abs. 2 RVG, der bisher nur den Fall erfasste, dass
mehrere Geschäftsgebühren aus Teilwerten (teilweise) auf eine Verfahrensgebühr aus
dem Gesamtwert anzurechnen sind. Der Gesetzgeber hat erkannt, dass sich vergleichbare
Fälle auch bei Gebühren aus Teilwerten ergeben, die in vollem Umfang anzurechnen
sind.

Eingeführt worden ist jetzt auch endlich die fiktive Terminsgebühr für Verfahren, die
zwar keine mündliche Verhandlung vorschreiben, aber einen Erörterungstermin. Das gilt
insbesondere für Kindschaftssachen nach § 155 Abs. 1 FamFG (§ 155 Abs. 2 FamFG).
Hier fällt zukünftig die fiktive Terminsgebühr an, wenn im Einverständnis der Beteilig-
ten ohne Erörterung entschieden oder eine Einigung getroffen wird.

Eine weitere wichtige Änderung findet sich auch für die Gebühren in Bußgeldsachen.
Hier wird analog der Punktegrenze der untere Gebührenrahmen auf Bußgelder unter
80 € angehoben und konsequenterweise der mittlere Rahmen auf Bußgelder von 80 €
bis 5.000 €. Der obere Rahmen (Bußgelder über 5.000 €) bleibt dagegen unverändert.

Angehoben worden sind auch die Gebührenbeträge der Gerichtskosten nach dem GKG
und dem FamGKG. Eine Tabelle bis zu einem Wert von 3.000.000 € findet sich im
Kapitel 7.

Unverändert geblieben ist diesmal die Übergangsvorschrift des § 60 RVG.

1 BGBl 2025 I Nr. 109.
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Gesetz über die Vergütung der
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
(Rechtsanwaltsvergütungsgesetz – RVG)

Vom 5.5.2004, BGBl. I S. 718, 788
BGBl. III 368-3

Neufassung durch Bekanntmachung vom 15.3.2022, BGBl. I S. 610
Gesetz zur Neuregelung der Vormünder- und Betreuervergütung und zur
Entlastung von Betreuungsgerichten und Betreuern sowie zur Änderung

des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes und des Justizkostenrechts
(Kosten- und Betreuervergütungsrechtsänderungsgesetz 2025 –

KostBRÄG 2025)
vom 7.4.2025, BGBl. 2025 I Nr. 109

Inhaltsübersicht

Abschnitt 1: Allgemeine Vorschriften
§ 1 Geltungsbereich
§ 2 Höhe der Vergütung
§ 3 Gebühren in sozialrechtlichen Angelegenhei-

ten
§ 3a Vergütungsvereinbarung
§ 4 Unterschreitung der gesetzlichen Vergütung
§ 4a Erfolgshonorar
§ 4b Fehlerhafte Vergütungsvereinbarung
§ 5 Vergütung für Tätigkeiten von Vertretern des

Rechtsanwalts
§ 6 Mehrere Rechtsanwälte
§ 7 Mehrere Auftraggeber
§ 8 Fälligkeit, Hemmung der Verjährung
§ 9 Vorschuss
§ 10 Berechnung
§ 11 Festsetzung der Vergütung
§ 12 Anwendung von Vorschriften über die

Prozesskostenhilfe
§ 12a Abhilfe bei Verletzung des Anspruchs auf

rechtliches Gehör
§ 12b Elektronische Akte, elektronisches Doku-

ment
§ 12c Rechtsbehelfsbelehrung

Abschnitt 2: Gebührenvorschriften
§ 13 Wertgebühren
§ 14 Rahmengebühren
§ 15 Abgeltungsbereich der Gebühren
§ 15a Anrechnung einer Gebühr

Abschnitt 3: Angelegenheit
§ 16 Dieselbe Angelegenheit
§ 17 Verschiedene Angelegenheiten
§ 18 Besondere Angelegenheiten
§ 19 Rechtszug; Tätigkeiten, die mit dem Verfah-

ren zusammenhängen
§ 20 Verweisung, Abgabe
§ 21 Zurückverweisung, Fortführung einer Folge-

sache als selbständige Familiensache

Abschnitt 4: Gegenstandswert
§ 22 Grundsatz
§ 23 Allgemeine Wertvorschrift
§ 23a Gegenstandswert im Verfahren über die

Prozesskostenhilfe
§ 23b Gegenstandswert im Musterverfahren nach

dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz
§ 24 Gegenstandswert im Umsetzungsverfahren

nach dem Verbraucherrechtedurchsetzungs-
gesetz

§ 25 Gegenstandswert in der Vollstreckung und
bei der Vollziehung

§ 26 Gegenstandswert in der Zwangsversteigerung
§ 27 Gegenstandswert in der Zwangsverwaltung
§ 28 Gegenstandswert im Insolvenzverfahren
§ 29 Gegenstandswert im Verteilungsverfahren

nach der Schifffahrtsrechtlichen Verteilungs-
ordnung

§ 29a Gegenstandswert in Verfahren nach dem
Unternehmensstabilisierungs- und
-restrukturierungsgesetz

§ 30 Gegenstandswert in gerichtlichen Verfahren
nach dem Asylgesetz

§ 31 Gegenstandswert in gerichtlichen Verfahren
nach dem Spruchverfahrensgesetz

§ 31a Ausschlussverfahren nach dem Wertpapier-
erwerbs- und Übernahmegesetz

§ 31b Gegenstandswert bei Zahlungsverein-
barungen

§ 32 Wertfestsetzung für die Gerichtsgebühren
§ 33 Wertfestsetzung für die Rechtsanwalts-

gebühren

Abschnitt 5: Außergerichtliche Beratung und
Vertretung
§ 34 Beratung, Gutachten und Mediation
§ 35 Hilfeleistung in Steuersachen
§ 36 Schiedsrichterliche Verfahren und Verfahren

vor dem Schiedsgericht
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Abschnitt 6: Gerichtliche Verfahren
§ 37 Verfahren vor den Verfassungsgerichten
§ 38 Verfahren vor dem Gerichtshof der Europäi-

schen Gemeinschaften
§ 38a Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof

für Menschenrechte
§ 39 Von Amts wegen beigeordneter Rechtsanwalt
§ 40 Als gemeinsamer Vertreter bestellter Rechts-

anwalt
§ 41 Besonderer Vertreter
§ 41a Vertreter des Musterklägers

Abschnitt 7: Straf- und Bußgeldsachen sowie
bestimmte sonstige Verfahren
§ 42 Feststellung einer Pauschgebühr
§ 43 Abtretung des Kostenerstattungsanspruchs

Abschnitt 8: Beigeordneter oder bestellter
Rechtsanwalt, Beratungshilfe
§ 44 Vergütungsanspruch bei Beratungshilfe
§ 45 Vergütungsanspruch des beigeordneten oder

bestellten Rechtsanwalts
§ 46 Auslagen und Aufwendungen
§ 47 Vorschuss
§ 48 Umfang des Anspruchs und der Beiordnung
§ 49 Wertgebühren aus der Staatskasse
§ 50 Weitere Vergütung bei Prozesskostenhilfe
§ 51 Festsetzung einer Pauschgebühr
§ 52 Anspruch gegen den Beschuldigten oder den

Betroffenen

Abschnitt 1: Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich (1) 1Die Vergütung (Gebühren und Auslagen) für anwaltliche
Tätigkeiten der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte bemisst sich nach diesem Gesetz.
2Dies gilt auch für eine Tätigkeit als besonderer Vertreter nach den §§ 57 und 58 der
Zivilprozessordnung, nach § 118e der Bundesrechtsanwaltsordnung, nach § 103b der
Patentanwaltsordnung oder nach § 111c des Steuerberatungsgesetzes. 3Andere Mitglie-
der einer Rechtsanwaltskammer, Partnerschaftsgesellschaften und sonstige Gesellschaf-
ten stehen einem Rechtsanwalt im Sinne dieses Gesetzes gleich.

(2) 1Dieses Gesetz gilt nicht für eine Tätigkeit als Syndikusrechtsanwalt (§ 46 Absatz 2
der Bundesrechtsanwaltsordnung). 2Es gilt ferner nicht für eine Tätigkeit als Vormund,
Betreuer, Pfleger, Verfahrenspfleger, Verfahrensbeistand, Testamentsvollstrecker, Insol-
venzverwalter, Sachwalter, Mitglied des Gläubigerausschusses, Restrukturierungsbe-
auftragter, Sanierungsmoderator, Mitglied des Gläubigerbeirats, Nachlassverwalter,
Zwangsverwalter, Treuhänder oder Schiedsrichter oder für eine ähnliche Tätigkeit.
3§ 1877 Absatz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und § 4 Absatz 2 des Vormünder- und
Betreuervergütungsgesetzes bleiben unberührt.

(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Erinnerung und die Beschwerde gehen
den Regelungen der für das zugrunde liegende Verfahren geltenden Verfahrensvorschrif-
ten vor.

§ 2 Höhe der Vergütung (1) Die Gebühren werden, soweit dieses Gesetz nichts
anderes bestimmt, nach dem Wert berechnet, den der Gegenstand der anwaltlichen
Tätigkeit hat (Gegenstandswert).

§ 53 Anspruch gegen den Auftraggeber, Anspruch
des zum Beistand bestellten Rechtsanwalts
gegen den Verurteilten

§ 53a Vergütungsanspruch bei gemeinschaftlicher
Nebenklagevertretung

§ 54 Verschulden eines beigeordneten oder bestell-
ten Rechtsanwalts

§ 55 Festsetzung der aus der Staatskasse zu zah-
lenden Vergütungen und Vorschüsse

§ 56 Erinnerung und Beschwerde
§ 57 Rechtsbehelf in Bußgeldsachen vor der

Verwaltungsbehörde
§ 58 Anrechnung von Vorschüssen und Zahlungen
§ 59 Übergang von Ansprüchen auf die Staats-

kasse
§ 59a Beiordnung und Bestellung durch Justizbe-

hörden

Abschnitt 9: Übergangs- und Schlussvorschriften
§ 59b Bekanntmachung von Neufassungen
§ 60 Übergangsvorschrift
§ 61 Übergangsvorschrift aus Anlass des Inkraft-

tretens dieses Gesetzes
§ 62 Verfahren nach dem Therapieunterbringungs-

gesetz

Anlage 1 (zu § 2 Abs. 2)
Anlage 2 (zu § 13 Absatz 1 Satz 3)
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(2) 1Die Höhe der Vergütung bestimmt sich nach dem Vergütungsverzeichnis der An-
lage 1 zu diesem Gesetz. 2Gebühren werden auf den nächstliegenden Cent auf- oder
abgerundet; 0,5 Cent werden aufgerundet.

§ 3 Gebühren in sozialrechtlichen Angelegenheiten (1) 1In Verfahren vor den
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit, in denen das Gerichtskostengesetz nicht anzuwen-
den ist, entstehen Betragsrahmengebühren. 2In sonstigen Verfahren werden die Gebühren
nach dem Gegenstandswert berechnet, wenn der Auftraggeber nicht zu den in § 183 des
Sozialgerichtsgesetzes genannten Personen gehört; im Verfahren nach § 201 Absatz 1
des Sozialgerichtsgesetzes werden die Gebühren immer nach dem Gegenstandswert
berechnet. 3In Verfahren wegen überlanger Gerichtsverfahren (§ 202 Satz 2 des Sozialge-
richtsgesetzes) werden die Gebühren nach dem Gegenstandswert berechnet.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für eine Tätigkeit außerhalb eines gerichtlichen Verfah-
rens.

§ 3a Vergütungsvereinbarung (1) 1Eine Vereinbarung über die Vergütung bedarf
der Textform. 2Sie muss als Vergütungsvereinbarung oder in vergleichbarer Weise be-
zeichnet werden, von anderen Vereinbarungen mit Ausnahme der Auftragserteilung
deutlich abgesetzt sein und darf nicht in der Vollmacht enthalten sein. 3Sie hat einen
Hinweis darauf zu enthalten, dass die gegnerische Partei, ein Verfahrensbeteiligter oder
die Staatskasse im Falle der Kostenerstattung regelmäßig nicht mehr als die gesetzliche
Vergütung erstatten muss. 4Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für eine Gebührenvereinbarung
nach § 34.

(2) 1In der Vereinbarung kann es dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer überlassen
werden, die Vergütung nach billigem Ermessen festzusetzen. 2Ist die Festsetzung der
Vergütung dem Ermessen eines Vertragsteils überlassen, so gilt die gesetzliche Vergütung
als vereinbart.

(3) 1Ist eine vereinbarte, eine nach Absatz 2 Satz 1 von dem Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer festgesetzte oder eine nach § 4a für den Erfolgsfall vereinbarte Vergütung unter
Berücksichtigung aller Umstände unangemessen hoch, kann sie im Rechtsstreit auf den
angemessenen Betrag bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung herabgesetzt werden.
2Vor der Herabsetzung hat das Gericht ein Gutachten des Vorstands der Rechtsanwalts-
kammer einzuholen; dies gilt nicht, wenn der Vorstand der Rechtsanwaltskammer die
Vergütung nach Absatz 2 Satz 1 festgesetzt hat. 3Das Gutachten ist kostenlos zu erstatten.

(4) 1Eine Vereinbarung, nach der ein im Wege der Prozesskostenhilfe beigeordneter
Rechtsanwalt für die von der Beiordnung erfasste Tätigkeit eine höhere als die gesetzli-
che Vergütung erhalten soll, ist nichtig. 2Die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über
die ungerechtfertigte Bereicherung bleiben unberührt.

§ 4 Unterschreitung der gesetzlichen Vergütung (1) 1In außergerichtlichen Ange-
legenheiten kann eine niedrigere als die gesetzliche Vergütung vereinbart werden. 2Sie
muss in einem angemessenen Verhältnis zu Leistung, Verantwortung und Haftungsrisiko
des Rechtsanwalts stehen. 3Ist Gegenstand der außergerichtlichen Angelegenheit eine
Inkassodienstleistung (§ 2 Absatz 2 Satz 1 des Rechtsdienstleistungsgesetzes) oder lie-
gen die Voraussetzungen für die Bewilligung von Beratungshilfe vor, gilt Satz 2 nicht
und kann der Rechtsanwalt ganz auf eine Vergütung verzichten. 4§ 9 des Beratungshilfe-
gesetzes bleibt unberührt.
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(2) Ist Gegenstand der Angelegenheit eine Inkassodienstleistung in einem der in § 79
Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 der Zivilprozessordnung genannten Verfahren, kann eine
niedrigere als die gesetzliche Vergütung vereinbart werden oder kann der Rechtsanwalt
ganz auf eine Vergütung verzichten.

§ 4a Erfolgshonorar (1) 1Ein Erfolgshonorar (§ 49b Absatz 2 Satz 1 der Bundes-
rechtsanwaltsordnung) darf nur vereinbart werden, wenn
1. sich der Auftrag auf eine Geldforderung von höchstens 2 000 Euro bezieht,
2. eine Inkassodienstleistung außergerichtlich oder in einem der in § 79 Absatz 2 Satz 2

Nummer 4 der Zivilprozessordnung genannten Verfahren erbracht wird oder
3. der Auftraggeber im Einzelfall bei verständiger Betrachtung ohne die Vereinbarung

eines Erfolgshonorars von der Rechtsverfolgung abgehalten würde.
2Eine Vereinbarung nach Satz 1 Nummer 1 oder 2 ist unzulässig, soweit sich der Auftrag
auf eine Forderung bezieht, die der Pfändung nicht unterworfen ist. 3Für die Beurteilung
nach Satz 1 Nummer 3 bleibt die Möglichkeit, Beratungs- oder Prozesskostenhilfe in
Anspruch zu nehmen, außer Betracht.

(2) In anderen als den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 genannten Angelegenheiten darf
nur dann vereinbart werden, dass für den Fall des Misserfolgs keine oder eine geringere
als die gesetzliche Vergütung zu zahlen ist, wenn für den Erfolgsfall ein angemessener
Zuschlag auf die gesetzliche Vergütung vereinbart wird.

(3) In eine Vereinbarung über ein Erfolgshonorar sind aufzunehmen:
1. die Angabe, welche Vergütung bei Eintritt welcher Bedingungen verdient sein soll,
2. die Angabe, ob und gegebenenfalls welchen Einfluss die Vereinbarung auf die

gegebenenfalls vom Auftraggeber zu zahlenden Gerichtskosten, Verwaltungskosten
und die von diesem zu erstattenden Kosten anderer Beteiligter haben soll,

3. die wesentlichen Gründe, die für die Bemessung des Erfolgshonorars bestimmend
sind, und

4. im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 die voraussichtliche gesetzliche Vergütung
und gegebenenfalls die erfolgsunabhängige vertragliche Vergütung, zu der der
Rechtsanwalt bereit wäre, den Auftrag zu übernehmen.

§ 4b Fehlerhafte Vergütungsvereinbarung 1Aus einer Vergütungsvereinbarung,
die nicht den Anforderungen des § 3a Abs. 1 Satz 1 und 2 oder des § 4a Absatz 1 und 3
Nummer 1 und 4 entspricht, kann der Rechtsanwalt keine höhere als die gesetzliche
Vergütung fordern. 2Die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über die ungerechtfertigte
Bereicherung bleiben unberührt.

§ 5 Vergütung für Tätigkeiten von Vertretern des Rechtsanwalts Die Vergütung
für eine Tätigkeit, die der Rechtsanwalt nicht persönlich vornimmt, wird nach diesem
Gesetz bemessen, wenn der Rechtsanwalt durch einen Rechtsanwalt, den allgemeinen
Vertreter, einen Assessor bei einem Rechtsanwalt oder einen zur Ausbildung zugewiese-
nen Referendar vertreten wird.

§ 6 Mehrere Rechtsanwälte Ist der Auftrag mehreren Rechtsanwälten zur gemein-
schaftlichen Erledigung übertragen, erhält jeder Rechtsanwalt für seine Tätigkeit die
volle Vergütung.

§ 7 Mehrere Auftraggeber (1) Wird der Rechtsanwalt in derselben Angelegenheit
für mehrere Auftraggeber tätig, erhält er die Gebühren nur einmal.
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(2) 1Jeder der Auftraggeber schuldet die Gebühren und Auslagen, die er schulden würde,
wenn der Rechtsanwalt nur in seinem Auftrag tätig geworden wäre; die Dokumentenpau-
schale nach Nummer 7000 des Vergütungsverzeichnisses schuldet er auch insoweit, wie
diese nur durch die Unterrichtung mehrerer Auftraggeber entstanden ist. 2Der Rechtsan-
walt kann aber insgesamt nicht mehr als die nach Absatz 1 berechneten Gebühren und
die insgesamt entstandenen Auslagen fordern.

§ 8 Fälligkeit, Hemmung der Verjährung (1) 1Die Vergütung wird fällig, wenn der
Auftrag erledigt oder die Angelegenheit beendet ist. 2Ist der Rechtsanwalt in einem
gerichtlichen Verfahren tätig, wird die Vergütung auch fällig, wenn eine Kostenentschei-
dung ergangen oder der Rechtszug beendet ist oder wenn das Verfahren länger als drei
Monate ruht.

(2) 1Die Verjährung der Vergütung für eine Tätigkeit in einem gerichtlichen Verfahren
wird gehemmt, solange das Verfahren anhängig ist. 2Die Hemmung endet mit der rechts-
kräftigen Entscheidung oder anderweitigen Beendigung des Verfahrens. 3Ruht das Ver-
fahren, endet die Hemmung drei Monate nach Eintritt der Fälligkeit. 4Die Hemmung
beginnt erneut, wenn das Verfahren weiter betrieben wird.

§ 9 Vorschuss Der Rechtsanwalt kann von seinem Auftraggeber für die entstandenen
und die voraussichtlich entstehenden Gebühren und Auslagen einen angemessenen Vor-
schuss fordern.

§ 10 Berechnung (1) 1Der Rechtsanwalt kann die Vergütung nur aufgrund einer von
ihm oder auf seine Veranlassung dem Auftraggeber mitgeteilten Berechnung fordern;
die Berechnung bedarf der Textform. 2Der Lauf der Verjährungsfrist ist von der Mittei-
lung der Berechnung nicht abhängig.

(2) 1In der Berechnung sind die Beträge der einzelnen Gebühren und Auslagen, Vor-
schüsse, eine kurze Bezeichnung des jeweiligen Gebührentatbestands, die Bezeichnung
der Auslagen sowie die angewandten Nummern des Vergütungsverzeichnisses und bei
Gebühren, die nach dem Gegenstandswert berechnet sind, auch dieser anzugeben. 2Bei
Entgelten für Post- und Telekommunikationsdienstleistungen genügt die Angabe des
Gesamtbetrags.

(3) Hat der Auftraggeber die Vergütung gezahlt, ohne die Berechnung erhalten zu haben,
kann er die Mitteilung der Berechnung noch fordern, solange der Rechtsanwalt zur
Aufbewahrung der Handakten verpflichtet ist.

§ 11 Festsetzung der Vergütung (1) 1Soweit die gesetzliche Vergütung, eine nach
§ 42 festgestellte Pauschgebühr und die zu ersetzenden Aufwendungen (§ 670 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs) zu den Kosten des gerichtlichen Verfahrens gehören, werden sie
auf Antrag des Rechtsanwalts oder des Auftraggebers durch das Gericht des ersten
Rechtszugs festgesetzt. 2Getilgte Beträge sind abzusetzen.

(2) 1Der Antrag ist erst zulässig, wenn die Vergütung fällig ist. 2Vor der Festsetzung
sind die Beteiligten zu hören. 3Die Vorschriften der jeweiligen Verfahrensordnung über
das Kostenfestsetzungsverfahren mit Ausnahme des § 104 Abs. 2 Satz 3 der Zivilpro-
zessordnung und die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die Zwangsvollstre-
ckung aus Kostenfestsetzungsbeschlüssen gelten entsprechend. 4Das Verfahren vor dem
Gericht des ersten Rechtszugs ist gebührenfrei. 5In den Vergütungsfestsetzungsbeschluss
sind die von dem Rechtsanwalt gezahlten Auslagen für die Zustellung des Beschlusses
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aufzunehmen. 6Im Übrigen findet eine Kostenerstattung nicht statt; dies gilt auch im
Verfahren über Beschwerden.

(3) 1Im Verfahren vor den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit, der Finanzgerichts-
barkeit und der Sozialgerichtsbarkeit wird die Vergütung vom Urkundsbeamten der
Geschäftsstelle festgesetzt. 2Die für die jeweilige Gerichtsbarkeit geltenden Vorschriften
über die Erinnerung im Kostenfestsetzungsverfahren gelten entsprechend.

(4) Wird der vom Rechtsanwalt angegebene Gegenstandswert von einem Beteiligten
bestritten, ist das Verfahren auszusetzen, bis das Gericht hierüber entschieden hat (§§ 32,
33 und 38 Abs. 1).

(5) 1Die Festsetzung ist abzulehnen, soweit der Antragsgegner Einwendungen oder
Einreden erhebt, die nicht im Gebührenrecht ihren Grund haben. 2Hat der Auftraggeber
bereits dem Rechtsanwalt gegenüber derartige Einwendungen oder Einreden erhoben, ist
die Erhebung der Klage nicht von der vorherigen Einleitung des Festsetzungsverfahrens
abhängig.

(6) 1Anträge und Erklärungen können ohne Mitwirkung eines Bevollmächtigten schrift-
lich eingereicht oder zu Protokoll der Geschäftsstelle abgegeben werden. 2§ 129a der
Zivilprozessordnung gilt entsprechend. 3Für die Bevollmächtigung gelten die Regelun-
gen der für das zugrunde liegende Verfahren geltenden Verfahrensordnung entsprechend.

(7) Durch den Antrag auf Festsetzung der Vergütung wird die Verjährung wie durch
Klageerhebung gehemmt.

(8) 1Die Absätze 1 bis 7 gelten bei Rahmengebühren nur, wenn die Mindestgebühren
geltend gemacht werden oder der Auftraggeber der Höhe der Gebühren ausdrücklich
zugestimmt hat. 2Die Festsetzung auf Antrag des Rechtsanwalts ist abzulehnen, wenn
er die Zustimmungserklärung des Auftraggebers nicht mit dem Antrag vorlegt.

§ 12 Anwendung von Vorschriften über die Prozesskostenhilfe 1Die Vorschrif-
ten dieses Gesetzes für im Wege der Prozesskostenhilfe beigeordnete Rechtsanwälte und
für Verfahren über die Prozesskostenhilfe sind bei Verfahrenskostenhilfe und im Fall
des § 4a der Insolvenzordnung entsprechend anzuwenden. 2Der Bewilligung von Pro-
zesskostenhilfe steht die Stundung nach § 4a der Insolvenzordnung gleich.

§ 12a Abhilfe bei Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör (1) Auf die
Rüge eines durch die Entscheidung nach diesem Gesetz beschwerten Beteiligten ist das
Verfahren fortzuführen, wenn
1. ein Rechtsmittel oder ein anderer Rechtsbehelf gegen die Entscheidung nicht gege-

ben ist und
2. das Gericht den Anspruch dieses Beteiligten auf rechtliches Gehör in entscheidungs-

erheblicher Weise verletzt hat.

(2) 1Die Rüge ist innerhalb von zwei Wochen nach Kenntnis von der Verletzung des
rechtlichen Gehörs zu erheben; der Zeitpunkt der Kenntniserlangung ist glaubhaft zu
machen. 2Nach Ablauf eines Jahres seit Bekanntmachung der angegriffenen Entschei-
dung kann die Rüge nicht mehr erhoben werden. 3Formlos mitgeteilte Entscheidungen
gelten mit dem vierten Tag nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 4Die Rüge ist
bei dem Gericht zu erheben, dessen Entscheidung angegriffen wird; § 33 Abs. 7 Satz 1
und 2 gilt entsprechend. 5Die Rüge muss die angegriffene Entscheidung bezeichnen und
das Vorliegen der in Absatz 1 Nr. 2 genannten Voraussetzungen darlegen.


